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REGIONALPOLITIK

August O rtm eyer

Regionale Wirtschaftspolitik kontrovers: 
das Thema Ruhrgebiet

In seinem jüngsten Jahresgutachten befaßt sich der Sachverständigenrat in einem 
Sonderkapitel ausführlich mit der Problemregion Ruhrgebiet^ Hierzu Anmerkungen von 

Dr August Ortmeyer vom Deutschen Industrie- und Handelstag.

Zum Ruhrgebiet haben viele schon viel gesagt. 
Kaum jem and erw artet daher von jeder weiteren 

Äußerung einen nennenswerten G renzgew inn an Er
kenntnis. Aber es kommt häufig auch darauf an, wer 
(wann) etwas sagt. Som it ist es schon etwas Besonde
res, wenn der Sachverständigenrat in seinem  jüngsten 
Jahresgutachten dem Them a „R uhrgeb ie t“ ein ausführ
liches Kapitel w idmet. Daß der Rat regionalpolitische 
Fragen behandelt, ist nicht neu. Bislang geschah dies 
jedoch mehr in grundsätzlicher Form. Neu ist, daß er 
eine bestim m te Region als exem plarischen Fall für An
passungsproblem e altindustrie ller G ebiete heraus
greift. S inn der akadem ischen Übung: Erneut soll vorge
führt werden, daß eine sektorkonservierende Struktur
politik früher oder später zum Scheitern verurte ilt ist. 
Und anhand konkret benannter Anpassungshem m 
nisse sollen Ansatzpunkte für eine R evita lis ierungsstra
tegie aufgezeigt werden. Dabei wird kein Zweifel daran 
gelassen, daß das Ruhrgebietsproblem  aus der Sicht 
des Rates teilweise hausgem acht ist.

Zu wünschen wäre, daß die Ausführungen des Rates 
bei den jeweiligen Adressaten nicht nur Nachdenklich
keit auslösen, sondern auch den m oralischen Druck er
zeugen, ohne den zähe sozio-ökonom ische Verkrustun
gen nicht aufgebrochen werden können. Man wird se
hen, ob und wie man reagiert. Große Hoffnung auf kurz
fristige Besserung sollte man bei einem  Problem, das 
dem  berühm ten Bohren dicker Bretter ähnelt, nicht he
gen. Die Argum ente sind nämlich seit langem bekannt.

W ichtig sind die Erm unterungen des Rates im m erhin 
für diejenigen Kräfte im Ruhrgebiet, denen er Ansätze

Dr. August Ortmeyer, 37, is t Referent fü r Strul<tur- 
politik, insbesondere Regionale W irtschaftspoli
tik, Raum ordnung und Landesplanung sow ie  
Stadtentw icklung beim  Deutschen Industrie- und  
Handels tag in Bonn. E r g ib t h ie r seine persönliche  
M einung w ieder

zu einer wohltuenden Belebung bescheinigt. Verdienst
voll ist auch die Aufbereitung des aktuellen Diskussions
standes zusam m en mit einer Chronologie der Ruhrge
bietsentw icklung. Trotz aller Verdienste muß aber auch 
festgeste llt werden: seine Em pfehlungen reizen zum 
W iderspruch, ferner sind die Bem erkungen zur Regio
nalpolitik zum indest korrekturbedürftig . Hierzu und zur 
U rsachendiagnose einige relativierende Anmerkungen.

Bei der U rsachenanalyse unterscheidet der Rat drei 
Komplexe: eine bereits seit Jahrzehnten betriebene 
sektorkonservierende S trukturpolitik zugunsten des 
M ontansektors, den M ontansektor selbst, der auf an
dere Sektoren quasi w ie ein negativer Katalysator ge
wirkt hat, sow ie landesspezifische Hemmnisse.

Vorrangig eine Lohnfrage?

Der staatlichen S trukturpolitik wird vorgeworfen, sie 
habe die Begünstigten durch fa lsche S ignale in trügeri
scher S icherheit gewogen. Je länger der überfällige 
Strukturwandel aufgestaut worden sei, um so weniger 
habe man sie dann ins Bodenlose fallen lassen können. 
Als Folge stiegen zwangsläufig die finanziellen Ressour
cen, die für diese S trukturpolitik e ingesetzt und von an
deren, produktiven Verwendungen abgezogen werden 
mußten, mit einer nicht m ehr zu brem senden (wahl-)po- 
litisch bedingten E igendynam ik an. Dadurch seien die 
Haushaltsproblem e in Nordrhein-W estfalen immer 
schw ieriger geworden. Die Tarifpartner habe man prak
tisch zu Lohnabschlüssen erm untert, die auf die schwie
rige sektorale Situation keine Rücksicht genom m en hät
ten. Statt maßvolle, d. h. unterdurchschnittliche Lohnzu
wächse zu akzeptieren, habe man in Nordrhein-Westfa
len weiterhin Spitzenlöhne realisiert.

’ Ja h resgu tach ten  1988 ’89  des S a ch ve rs tä n d ig cn ra te s  zu r Begutach
tung de r g e sa m tw irtsch a ftlich e n  E n tw ick lu ng . BT*D rucksache 11/3478 
vom  24. 11 . 1988. S. 183-210 (Tz. 378  - T z .  438 ). Vgl. dazu  auch  Martin 
J u n k e r n h e i n r i c h :  Ö ko n o m isch e  E rneu eru ng  a lte r Industriere
g ionen : das B e isp ie l R u h rg eb ie t, in: W IR T S C H A F T S D IE N S T , 69. Jg. 
(1 9 8 9 ) ,H. 1 .S ,2 8 f t ,
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In der Lohnpolitik s ieht der Rat dann auch ein w esen t
liches Hem m nis für den Übergang der Beschäftigten in 
andere Sektoren. Ein Rückgang des Lohnniveaus durch 
gemäßigte Lohnsteigerungen hätte die A rbeitnehm er 
zu einem allm ählichen Übergang in rentable Verwen
dungsbereiche m it höheren Reallöhnen erm untert. Auf 
diese Weise hätte man die Chance zu einem sozialver
träglichen und zeitlich gestreckten Beschäftigungsab
bau nutzen können.

Gegen diese Argum entation kann man natürlich 
nichts einwenden. Sie steht so in den Lehrbüchern, wo 
man aus didaktischen Gründen unterstellt, daß der Fak
tor Arbeit hom ogen ist, S tandortpräferenzen nicht be
stehen und der intersektorale Transfer dann über den 
Lohn steuerbar ist. Unter diesen Annahm en kann man 
in der Tat am Regiepult der Volksw irtschaftstheorie den 
Strukturwandel problem los abwickeln. Für die Praxis 
fehlt aber bislang die G ebrauchsanweisung. Mehrere 
Fragen stellen sich: Wann weiß man, daß eine Branche 
auf den absteigenden Ast gerät und dann nur noch n ied
rigere Lohnzuwächse opportun sind? W elches Refe
renzlohnniveau ist dann O rientierungsgröße? Das der 
übrigen Sektoren einer Region? Was aber, wenn diese 
schon vollbeschäftigt sind und der Lohnsatz dann keine 
entscheidende Rolle m ehr spielt?

Auf der Ebene der Unternehm en funktioniert der 
Reallokationsprozeß, weil G ew inne im G egensatz zu 
Löhnen nicht kontraktbestim m t sind und ein Unterneh
mer, will er überleben, zwangsläufig auf A lternativen um 
steigen oder eben aufgeben muß. Anders dagegen bei 
unbefristeten Lohnverträgen, potenter gewerkschaftli
cher Interessenvertretung und m assiver staatlicher Sek
torerhaltungspolitik. Voraussetzung für den lehrbuch
haften W echsel wäre zum indest, daß zeitg le ich ausrei
chend Ersatzarbeitsplätze bereitstehen, die bisherigen 
Qualifikationen verw ertbar und annähernd die gleichen 
Einkommen zu erzielen sind. Die Frage ist, ob derart 
günstige Übertrittsvoraussetzungen selbst in der Zeit 
existierten, in der nach Ansicht des Rates eine weitaus 
bessere gesam tw irtschaftliche Arbeitsm arktlage be
stand. Gemeint sind wohl die 60er Jahre. Aber auch 
dann dürfte der im plizite Schluß von der gesam tw irt
schaftlichen auf die regionale Arbeitsm arktlage zu
nächst nur eine Spekulation sein.

Dominanz des Montansektors

Fehlen diese Voraussetzungen, so neigt natürlich je 
der dazu, so lange w ie möglich auf der für ihn verm eint
lich sicheren Seite zu bleiben. Und dafür, daß sich ze it
gleich kein ausreichendes A rbeitsplatzangebot e in 

stellte, nennt der Rat selber einige Ursachen, die w ie
derum indirekt zum  M ontansektor zurückführen: ein 
schlechtes Image der Region, eine geringere Um welt
qualität (was inzw ischen so nicht mehr stim m en dürfte, 
wenn man das Ruhrgebiet m it anderen Ballungsräum en 
der Bundesrepublik vergleicht), ein überproportionaler 
F lächenbedarf, A ltlasten, eine allzu m ontanorientierte 
Infrastrukturausstattung sow ie ein vom M ontansektor 
geprägtes Denken der dort lebenden Menschen.

In der Tat mag der Status eines volksw irtschaftlichen 
Schlüsselsektors einer gewissen Trägheit Vorschub ge
leistet haben: Solange Kohle und Stahl ein unverzicht
barer nationaler Inputfaktor waren, war deren Absatz 
kein M arketingproblem , sondern ein reines Verte ilungs
problem. Dies erklärt die vom Rat erwähnte Dominanz 
der Techniker über die Kaufleute. Für die Arbeitskräfte 
des M ontansektors war der Beschäftigungswechsel 
und dam it das Denken in A lternativen daher nie ein 
Them a; man fühlte sich ähnlich sicher w ie ein Beam ter 
im Rathaus. Da die W erkswohnungen direkt neben den 
W erksanlagen errichtet wurden, war auch die Mobilität 
nie ein Them a, sondern wurde nur als Zum utung em p
funden. Angesichts solch kom fortabler B eschäftigungs
bedingungen und eines überdurchschnittlichen Lohnes, 
der für die hohe physische (Arbeits-)Belastung entschä
digt, ist auch nicht überraschend, daß oft die gesam te 
Familie in ein und dem selben Betrieb arbeitete.

Eine gew isse Trägheit gab es auch bei den Kom m u
nen. W arum sollte man sich noch um andere Branchen 
küm m ern, wenn die S teuereinnahm en aus dem M on
tansektor kräftig sprudelten und alle zufrieden waren? 
Das war natürlich allzu kurzsichtig gedacht. Die Erfah
rungen, die die Kom m unen je tzt machen, sind deshalb 
um so schmerzlicher. Im Prinzip trifft die Kom m unen hier 
das m arktw irtschaftliche Haftungsprinzip: derjenige, 
der nicht in A lternativen denkt und rechtzeitig um zustel
len versucht, haftet später für diesen Fehler.

Unternehmerlücke des Ruhrgebietes

Aber es gibt noch einen weiteren Punkt, und den hat 
der Rat nicht erwähnt: Der M ontansektor war produktbe
dingt und wegen der großindustriellen Produktions
weise nie ein Saatbeet für künftige Unternehmer. Der 
Übergang in die Selbständigkeit wird gefördert, wenn 
man als (noch abhängig) Beschäftigter den Unterneh
m er unm itte lbar bei der Bewältigung der Marktrisiken 
sow ie bei den Kontakten m it Lieferanten und Kunden 
beobachten kann. W ichtig ist weiter, daß man sich auf e i
nen Teil e ines Produktes oder des Produktionsprozes
ses spezia lisieren kann und der dafür erforderliche Kapi
ta lbedarf einen Existenzgründer nicht überfordert.

W IRTSCHAFTSDIENST 1989/111 155



REGIONALPOLITIK

Diese beiden Voraussetzungen fehlen im M ontansek
tor. Insofern darf die (quantitative) Unternehm erlücke 
des Ruhrgebietes im Vergleich zu m ittelständisch ge 
prägten Industrieregionen nicht verwundern. Unter d ie 
sem Aspekt sind die auch vom Rat ge lobten Aktivitäten 
von Dortm und (Technologiezentrum und -park) und 
Duisburg (Fraunhofer-Institut), m it denen das Unterneh
m erpotential aufgebaut werden soll, eine ursachenadä
quate Maßnahme.

Landesspezifische Entwicklungshemmnisse

Der Rat betont, daß die Anpassungsproblem e des 
Ruhrgebietes keineswegs allein dem M ontansektor an
gelastet werden können. Daneben existierten landes
spezifische Entw icklungshem m nisse, die vor allem  in
stitutioneller Art sind. M oniert werden eine zu hohe Re
gelungsdichte, hohe Hürden und lange Entscheidungs
wege, eine zu lange Dauer bei G enehm igungsverfah
ren sow ie eine einseitige Akzentuierung ökologischer 
Belange, des Denkm alschutzes und der Sozia lverträg
lichkeit. Kritisiert wird ferner die Verkehrspolitik, die die 
S tauproblem e auf den Straßen ignoriere und sich nicht 
um die Erhaltung der Leistungsfähigkeit des Düsseldor
fer Flughafens kümmere.

Aus der S icht der W irtschaft kann dem nur zuge
stim m t werden. Aber fa irerweise sollte man auch e inräu
men. daß es keine Untersuchung gibt, d ie d ie T h e se  be
stätigt, wonach Nordrhein-W estfalen bei den institu tio
nellen Hem m nissen überall „S p itze “ ist. Die Ausführun
gen des Rates erwecken diesen Eindruck, m öglicher
weise weil man sich nur in Nordrhein-W estfalen um ge
hört hat.

Eine Untersuchung des DIHT über die Dauer von G e
nehm igungsverfahren läßt zum indest keine signifikan
ten Unterschiede nach Bundesländern erkennen. Die 
bisherigen Ergebnisse einer gerade ausgewerteten 
Um frage zur G ewerbeflächensituation sprechen auch 
eher für die These, daß bau- und p lanungsrechtliche R e
gulierungen stark von der Verdichtung abhängig sind. 
Und nur über den Schluß, daß Teile Nordrhein-W estfa
lens eine hohe Verdichtung aufweisen, mag man eine 
regional überproportionale Auflagendichte erkennen 
Ein Blick auf die p lanungsrechtlich verfügten Einschrän 
kungen bei G ewerbegebieten etwa in S tuttgart und 
München zeigt, daß man anderswo m indestens ge 
nauso restriktiv ist. Dennoch gilt zweifellos für den W irt 
schaftsstandort Bundesrepublik insgesam t, daß die Re 
gelungsdichte abgebaut werden muß. Das heißt nicht 
daß man ökologische Belange w ieder niedriger bewer 
tet. Die Um welttechnik bietet zunehm end Lösungen 
um beispielsweise auch in den für das Ruhrgebiet typi

sehen G em engelagen befried igende Kompromisse zu 
finden.

Der Rat hat sich in tensiv auch m it der regionalen 
S trukturpolitik auseinandergesetzt, der man vielleicht 
zu Recht einige Ungereim theiten vorw erfen mag. Was 
der Rat jedoch hierzu zu sagen hat, dürfte eher Stirnrun
zeln auslösen. So äußert er Skepsis gegenüber einer 
zentra listisch betriebenen Regionalpolitik, beklagt, daß 
Länder, die abweichend von der Gemeinschaftsauf
gabe „Verbesserung der regionalen W irtschaftsstruk
tur'' (GA) eigene Förderaktivitäten entw ickeln wollen, 
deutlich unter den Förderkonditionen der Gemein
schaftsaufgabe bleiben müßten. G leichzeitig beklagter 
jedoch eine ruinöse Konkurrenz unter den Kommunen 
und den Bundesländern und fordert, daß der räumliche 
A llokationsprozeß m öglichst wenig durch Subventionen 
verzerrt werden solle. Kritisiert wird, daß der Bund-Län- 
der-Ausschuß der G em einschaftsaufgabe alles be
stim m e, die Kom m unen bei der Festsetzung der Förder
gebiete und Förderkonditionen kein Mitspracherecht 
hätten. Ihnen fehlten auch genügend finanzielle Mittel, 
um aus eigener Kraft m it den Fördersätzen der Gemein
schaftsaufgabe konkurrieren zu können. Die Gemein
schaftsaufgabe sei lange Zeit auf die Problem e ländli
cher Räume ausgerichtet gewesen, w orüber man die 
Problem atik der altindustrie llen Regionen vergessen 
habe. Sie habe zudem  überw iegend dem  Ausgleichs
ziel und w eniger dem W achstum sziel gedient.

Mißverstandene Regionalpolitik

W as ist von dieser geballten Ladung scheinbar plausi
bler Einwände zu halten? R egionalpolitik soll die wirt
schaftsschwächsten Regionen bzw. die m it den gravie
rendsten A rbeitsm arktproblem en unterstützen -  und 
nur diese! Darüber, ob die Auswahl tatsächlich zielge
richtet erfolgt, läßt sich in der Tat streiten. Auf der ande
ren Seite kann kein Zweife l daran bestehen, daß eine 
Auswahl getroffen werden muß. Insofern ist die Regio
nalförderung im m er d iskrim in ierend: sie schafft Begün
stigte und N ichtbegünstigte. W ollte man die Selektion 
den Regionen selbst überlassen, so wäre eines klar: 
W enn Förderm ittel w inken, m öchten (fast) alle als regio
na lpolitische Invaliden behandelt werden. Das gesamte 
Bundesgebiet wäre dann ein Fördergebiet. Davon wa
ren w ir noch in jüngster Vergangenheit nicht weit ent
fernt.

Um dies zu verhindern, ist es schon w ichtig, daß diese 
Frage überregional entschieden wird und auch akzep
tiert w ird, daß außerhalb der G em einschaftsaufgabe- 
G ebiete nicht die gleichen Konditionen gelten dürfen. 
Ansonsten verlöre die G em einschaftsaufgabe ihre
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Funktion als W ettbewerbsrahmen für die regionale S taf
felung der Invesfitionsbeihilfen. Die G em einschaftsauf
gabe übt also genau die Funktion aus, von der der Rat 
meint, sie werde bislang noch von keinem w ahrgenom 
men.

Sinn regionaler Wirtschaftspolitik

Inzwischen ist diese Aufgabe de facto von der EG- 
Kommission übernommen worden, die der deutschen 
Regionalförderung m angelnde Selbstdisziplin h insicht
lich des Umfangs der Fördergebietskulisse vorgeworfen 
hatte und seit 1988 die Fördergebiete inklusive Landes
förderung auf 38%  Bevölkerungsanteil zurückstutzte. 
Man sollte auch nicht kritisieren, daß eine G em einde 
trotz vorhandener Flächen und sonstiger guter Voraus
setzungen keine finanzielle Förderung erhält, während 
in der Nachbargemeinde (bei schlechteren Bedingun
gen) etwa ein Satz von 18%  gewährt wird. Irgendwo 
muß ein Fördergebiet begrenzt sein.

Der Sinn der regionalen W irtschaftspolitik  besteht 
darin, mobiles Kapital in förderbedürftige Gebiete zu 
lenken, tilehr kann von ihr nicht verlangt werden. Inso
fern verfolgt die G em einschaftsaufgabe in der Realität 
nur eine ausgleichspolitische, d. h. verte ilungspolitische 
Zielsetzung. Die wachstum spolitische Begründung 
steht lediglich auf dem Papier, aus dem Lehrbücher ge
macht werden. Zu ihrer Um setzung bedarf es geeigne
ter Indikatoren; und die gibt es bisher nicht.

Gerade dies ist das vie lle icht w ichtigste Argum ent für 
die auch vom Rat em pfohlene Dezentra lisierung der re
gionalen W irtschaftspolitik. W achstum ist das Ergebnis 
eines Suchprozesses. Was liegt dem nach näher, als die 
Regionen für den Suchprozeß m it verantwortlich zu m a
chen und ihnen als Anreiz dafür einen größeren Anteil 
an den dadurch induzierten (Steuer-)E innahm en zu 
überlassen. Dennoch wird es im m er Regionen geben, 
die mit starken Beschäffigungseinbrüchen konfrontiert 
werden, ohne daß prophylaktisch etwas dagegen unter
nommen werden könnte. Ferner gibt es Regionen, die 
beim interkommunalen W ettbewerb unterliegen, weil es 
dort an Ideen und deren Durchsetzung fehlt. Für diese 
Regionen wird man im m er -  und w enn auch nur aus po
litischen G ründen -zusä tz lich  eine Förderung bereithal
ten (müssen).

Im Hinblick auf das Ruhrgebiet stellt der Rat der Re
gionalförderung ein schlechtes Zeugnis aus. So habe 
die Gemeinschaftsaufgabe die Abkoppelung des Ruhr
gebiets vom gesam tw irtschaftlichen W achstum nicht 
verhindern können. W ie sollte sie auch, so ist zu fragen, 
wenn Teile des Reviers erst 1982 im S tahlstandortepro

gram m  der G em einschaftsaufgabe berücksichtigt wor
den sind, und das zu anfangs niedrigen Förderkonditio
nen. Strukturm aßnahm en greifen frühestens m ittelfri
stig, wobei der G em einschaftsaufgabe-Förderkatalog 
als ein Angebot zu betrachten ist, aus dem sich die Re
gion das Passende heraussuchen kann. M öglicher
w eise ist d ieser Katalog noch zu eng gefaßt. Aber auch 
hierin ein Zentra lis ierungsm erkm al zu sehen, ist nicht 
gerechttertigt. Die Erweiterung des Förderkatalogs um 
sinnvolle weitere Maßnahmen war im Bund-Länder- 
Ausschuß bislang noch am wenigsten umstritten.

Im übrigen ist Geld nicht alles; noch w ichtiger ist das, 
was unter dem Stichwort „Regiona lpo litik  ohne G eld“ zu 
subsum ieren wäre. Dazu hat der Rat selber einiges ge
sagt bis hin zu den Reibungsverlusten, die in der nord- 
rhein-westtälischen G em eindeverfassung angelegt 
sind.

Überraschende Feststellungen

Etwas überraschend ist seine Feststellung, die b ishe
rigen Ruhrgebietsprogram m e hätten zu wenig auf die 
w irtschaftliche Erneuerung gesetzt und statt dessen 
den M ontansektor we iter begünstigt. Die Belege für 
diese Behauptung würde man mit Interesse nachlesen 
wollen. Falsch ist die Feststellung, erst die M ontankon
ferenz vom Februar 1988 habe dafür gesorgt, daß nicht 
der Montansektor, sondern die Schaffung von Ersatzar
beitsplätzen in anderen W irtschaftsbereichen im Vorder
grund stehe. Tatsache ist, daß bereits das S tahlstand
orteprogram m  einzig und allein auf die Schaffung von 
Ersatzarbeitsplätzen außerhalb des M ontansektors ab
zielte. Im Zusam m enhang mit der Regionalförderung 
kann auch nicht stim m en, daß die traditionellen W irt
schaftszweige überdurchschnittlich stark gefördert w or
den seien. Der EG-Beihilfekodex für Stahl verbietet die 
Gewährung von regionalen Investitionszulagen und - Z u 

schüssen an Stahlunternehm en. Damit enttällt auch der 
Vorwurf, die dort eingesetzte Investitionszulage sei in 
M itnahm eeffekten verpufft.

H insichtlich der M itnahm eeffekte ist überdies zu fra
gen, was eigentlich von der Regionalförderung erwartet 
wird. Kein vernünftiger Unternehm er w ird nur wegen e i
ner Investitionsbeihilfe investieren. Wer will, kann das 
als (hundertprozentigen) M itnahm eeffekt bezeichnen. 
Regionalbeih ilfen haben nur die Aufgabe, ohnehin ge
plante Investitionen in Fördergebiete zu lenken oder 
dort zu halten. W ird das erreicht, so hat die Regionalför
derung bereits ihren Zweck voll erfüllt. Sie ist so gese
hen ein finanzielles „D ankeschön" dafür, daß ein Unter
nehm en in einer Förderregion investiert.
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Eine dezentra le Regionalpolitik verlangt, so der Rat, 
eine stärkere E innahm eautonom ie der Gem einden, da 
nur dann der Anreiz zum interkom m unalen W ettbewerb 
besteht. Die Philosophie lautet: Wenn die Früchte e ige
ner Anstrengungen in Form höherer Steuerzuflüsse 
nicht oder a llenfalls zu einem  geringen Teil m it anderen 
geteilt werden m üssen, wird man die Steuerquellen he
gen und pflegen. W enn man aber das gleiche fVlittelauf- 
kommen wie in Nordrhein-W estfalen auch über den in
terkom m unalen Finanzausgleich, d. h. ohne Anstren
gung realisieren kann, dann verleitet dies geradezu 
dazu, sich zurückzulehnen und die Unternehm en, die 
nicht ausweichen können, mit massiven Hebesatzher- 
aufsetzungen weiter auszupressen.

E ine bequem e L ö su n g

Da der Rückgang der Bem essungsgrundlage (infolge 
niedriger Gewinne und eines weitgehend entwerteten 
Kapitals) nicht durch w eitere Hebesatzheraufsetzungen 
kom pensiert werden könne, schlägt der Rat deshalb 
eine „um fassende W ertschöpfungssteuer m it H ebe
recht der G em einden“ vor. S trukturschwache Städte 
w ie die des Ruhrgebietes erzielten dann höhere E igen
einnahm en, wären damit weniger auf e inengende Lan
deszuweisungen angewiesen, wobei als weiterer Vorteil 
die weitgehend fehlende G ew innabhängigkeit der Be
m essungsgrundlage hinzu käme. Das garantiert der 
G em einde einen im voraus kalkulierbaren rentenähn li
chen Einnahmestrom.

Aus der Sicht der G em einde ist das verständlicher
weise eine feine, weil bequem e Lösung. Aber einmal an
genom m en, es hätte schon im m er eine W ertschöp
fungssteuer gegeben. Auch in diesem Falle hätte sich 
die Anpassung der M ontanindustrie doch verm utlich in 
einem E innahm erückgang niedergeschlagen. W ahr
schein lich nicht in dem  Ausmaße w ie bei der G ewerbe 
Steuer, die letztlich nur noch eine G roßbetriebssteue 
darstellt. A lternativ wäre deshalb auch eine Novellie 
rung der G ewerbesteuer überlegenswert m it dem Ziel 
das Steueraufkom m en w ieder auf m ehr Schultern zu 
verteilen. Dafür, daß der Übergang auf die W ertschöp 
fungssteuer keineswegs eine zw ingende Lösung dar
stellt, kann man w iederum  den Rat selbst zitieren.

Wenn, wie er feststellt, vergle ichbare Ballungsräum e 
ein um mehr als 60 %  höheres G ewerbesteueraufkom 
men aufweisen, dann ist das kom m unale Defizit bei den 
Eigeneinnahm en letztlich auf die sektorale Entwicklung 
zurückzuführen und nur scheinbar ein Problem einer be
stim m ten Steuer. Wenn es sich folg lich um ein regiona
les Problem handelt, kann man nicht einfach pauschal

für die Bundesrepublik eine neue S teuer vorschlagen. 
Der regionale Erklärungsansatz ist h ierfür der falsche 
Aufhänger. Und es wird auch deutlich: Die Präferenz 
des Rates für die W ertschöpfungssteuer ist keineswegs 
w issenschaftlich deduziert, sondern es handelt sich um  
ein W erturteil in einer Verte ilungsfrage, das die Interes
sen der Kom m unen teilt.

Einseitige Betrachtung

Die W irtschaft beurte ilt die W ertschöpfungssteuer n a 
türlich ganz anders. Der Rat muß sich die Frage gefallen 
lassen, warum Anpassungslasten in Zeiten schwäche
ren W achstums allein denen aufzubürden sind, die „g e 
m olken“ werden sollen. Selbstverständlich gibt es fest 
vorgegebene kom m unale Ausgaben. Aber m it dem g le i
chen Problem haben auch die Unternehm en selbst zu 
käm pfen. W er ein E innahm esystem  em pfiehlt, das hö 
here und sichere E inkünfte verspricht, und zwar auch 
dann, w enn der fvlarkt n ichts m ehr hergibt, der argum en
tiert einseitig und kontraproduktiv. Wenn die Unterneh
men höhere und sichere Einkünfte am Markt nicht 
durchsetzen können, warum  sollten es die Gemeinden 
gegenüber den Unternehm en tun dürfen?

Rentenähnliche E innahm en verführen tendenziell zu 
Unvorsichtigkeit in der D isposition der M ittel, führen zu 
einem Übergewicht größerer Projekte (mit denen sich 
einige Stadtväter ihre Denkm äler setzen wollen), weil 
die dafür benötigten E innahm en im voraus kalkulierbar 
und reservierbar sind. Um gekehrt sinkt die kurzfristig 
m obilisierbare M anövrierm asse. Und wenn dann durch 
B ranchenschrum pfungen die S teuereinnahm en hinter 
den hohen Erwartungen Zurückbleiben, ist es -  wie 
könnte es anders sein -  die E innahm eseite, an der man 
w iederum  den Hebel ansetzen muß. Kein Gedanke 
daran, daß zusätzlich die Ausgabenseite geprüft wer
den müßte. Hierzu hat der Rat n ichts gesagt.

Zu solchen einseitigen Betrachtungen kom m t es im 
m er dann, wenn nur das geprüft w ird, was transparent 
ist und in Zahlen vorliegt. Die E innahm eseite der Fi
nanzstatistik ist inzw ischen hervorragend ausgebaut, 
Untersuchungen über das Ausgabegebaren sind dem 
gegenüber geradezu rar. Es g ibt die These, daß die von 
der G em eindeverfassung Nordrhein-W estfalens begün
stigte Politisierung kom m unaler Entscheidungspro
zesse dem Sparsam keitsziel abträglich ist. Ferner ist zu 
verm uten, daß gerade in Großstadtverwaltungen das 
Privatisierungs- bzw. Rationalis ierungspotential noch 
lange nicht ausgeschöpft ist. V ie lle icht wäre dies einmal 
ein Them a für eine eingehende Behandlung in einem 
Jahresgutachten.
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